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Bundesplatz

Es ist einer der originelleren
Wahlslogans: «Geht wählen –
aber nicht mich», sagt Noah
Bachofen, der aktuell auf der
SP-Liste für den St.Galler Kan-
tonsrat kandidiert.Der Influen-
cer, dem 142000 Leute auf In-
stagram folgen, hat sich als Lis-
tenfüller aufstellen lassen –und
fürchtetnundieWahl,wieerun-
längst gegenüber«Nau»erklär-
te.Dass eineKandidaturdasRi-
siko einer Wahl beinhaltet,
musstebereitsdieZürcherPolit-
Influencerin Anna Rosenwas-
ser (SP) erfahren. Sie konnte
sich nach etwas Bedenkzeit
dannaber zurAnnahmedesNa-
tionalratsamts durchringen.
Vielleicht kannsie ja auchBach-
ofen beinfluencen?

SVP-NationalratManuel Stru-
pler hat dieseWoche beimPar-
lamentarier-Jassturnierdeners-
ten Platz geholt. Als Sieger darf
erdenWanderpreis, einen15Ki-
logrammschwerenBergkristall,
mit nach Hause nehmen. «Ich
wünsche gute Transportmög-
lichkeiten», kommentierte Na-
tionalratspräsident Eric Nuss-
baumer. Für den ehemaligen
Schwinger Strupler dürfte das
indeseinkleineresProblemsein
als für die bisherigen Sieger.

Jacques Pitteloud, Schweizer
Botschafter in den USA, wech-
selt im Sommer auf den Bot-
schafterposten bei der Nato in
Brüssel. 2009 prüfte Pitteloud,
damals Geheimdienst-Koordi-
nator, die Idee, den vonGadda-
fi in Libyen festgehaltenen
Schweizer Max Göldi per Jetski
zu befreien. Ob Pitteloud auch
für seine Reise über den Atlan-
tik nach Belgien mit diesem
Transportmittel liebäugelt?

Anna Rosenwasser. Bild: key

Kontroverse um Medienförderung
Neue Sparrunden bei denRedaktionen befeuern dieDiskussion: Soll der Staat denMedien finanziell beistehen?

Francesco Benini

Sollen die Medien vom Staat fi-
nanziell unterstützt werden?
Nein,mussdieAntwortheissen,
eigentlich. Denn es ist die Auf-
gabe der Medien, die Aktivitä-
ten des Staates kritisch zu be-
gleiten.Werfinanziell abhängig
ist von einer Institution, entwi-
ckelt Beisshemmungen.

Nun hält der Bundesrat in
einem Bericht fest: Ausländi-
sche Online-Plattformen wie
Google und Facebook erzielten
inzwischenallein inderSchweiz
WerbeumsätzevonzweiMilliar-
den Franken pro Jahr. DieWer-
beerträgederSchweizerMedien
sinkenhingegen.DieRegierung
betont:DieOnline-Plattformen
produzierten selber keine jour-
nalistischen Inhalte.Die Finan-
zierung der Schweizer Medien
und damit deren «demokratie-
politische Funktion» gerate
unter «grossenDruck».

DieZahlderZeitungstitel ist
in 15 Jahren von 310 auf 251 ge-
sunken. Und die Medienunter-
nehmenmüssen erneut sparen,
was zur Entlassung von Journa-
listen führt. Eine halbdirekte
DemokratiemithoherPartizipa-
tion des Volkes ist darauf ange-
wiesen, dass eine ausreichende
Information der Einwohnerin-
nen und Einwohner über die
politischen Vorgänge gewähr-
leistet ist.

KünstlicheIntelligenz
verheisstneueEinnahmen
Die Rechtfertigung der staatli-
chen Medienförderung setzt
hier an: Wer wissen will, was
läuft –der sollte sich informieren
können. Wenn das Geschäfts-
modell der Schweizer Medien
von amerikanischen Big-Tech-
Konzernen aufgerieben wird,
soll der Bund eingreifen und fi-
nanzielleUnterstützung leisten.

Die Frage ist nun: wie? Der
Bundesrat hat dasModell einer
kanalunabhängigen Förderung
aller elektronischen Medien in
die Diskussion gebracht. Beim

Verband Schweizer Medien ist
der Vorschlag eher skeptisch
aufgenommen worden. Die
Branchenorganisation erachtet
es als wichtiger, zwei andere
Projekte ins Ziel zu bringen.

Zum einen gibt es die indi-
rekte Presseförderung. Dabei
geht esumdieverbilligteZustel-
lung von Zeitungen. Das gilt als
gutesModell derUnterstützung,
denn es verhindert den staatli-
chen Einfluss auf die Redaktio-
nen. Die indirekte Presseförde-
rung soll nun ausgeweitet wer-
den: Die Unterstützung des
Bundes würde von 50 auf 105
Millionen Franken pro Jahr er-

höht. Profitierenwürden vor al-
lem kleinere Zeitungen. Die In-
formation in den Regionen soll
gestärkt werden.

DieSVP, SP, dieMitte-Partei
und die Grünen sind dafür. Die
FDP istnachanfänglichenwohl-
wollenden Signalen dagegen.
ParteipräsidentThierryBurkart
schreibt: «Eine Ausweitung der
Subventionierung des Printver-
triebserscheintuns inZeitender
Digitalisierung nicht mehr ge-
rechtfertigt.»

Der zweite Ansatz ist der
Leistungsschutz.DerBundesrat
will dasUrheberrecht anpassen:
Auf Suchmaschinen und sozia-

len Medien sind die Text- und
Bildvorschauen – sogenannte
Snippets – nicht geschützt. Die
Online-Portale sollen den Me-
dienhäusern eine Vergütung
zahlen.Fairwären154Millionen
Franken pro Jahr, meint eine
Studie des Verbands Schweizer
Medien.

Die Vernehmlassung eines
entsprechendenGesetzes ist ab-
geschlossen. Die Rückmeldun-
gen sind mehrheitlich positiv
ausgefallen. SP, FDP,Mitte und
Grüne sagen Ja zurVorlage, SVP
undGrünliberale sinddagegen.

Es ist aber unklar, wie viel
Geld der Leistungsschutz den

Medienhäuserneinbringenwür-
de. Branchenexperten verwei-
senbereits aufdiekünstliche In-
telligenz: Hier geht es nicht um
Textvorschauen–eswerdenMe-
dieninhalteflächendeckendver-
wendet.Die«NewYorkTimes»
hat Microsoft und Open AI we-
gen einer Verletzung der Urhe-
berrechte auf Schadenersatz
verklagt.

In Deutschland hat dasMe-
dienhaus Springer mit Open AI
hingegen einen Vertrag abge-
schlossen. Wie viel Geld dabei
fliesst, ist nicht bekannt. ImBe-
reichderkünstlichen Intelligenz
liegt jedenfalls einneuerLizenz-
markt fürdie traditionellenMe-
dien. Es lässt sich aber nicht sa-
gen, wie einträglich er wird.

Mediengutschein für jeden
Haushalt–Wert:250Franken
KritikerderMedienförderung in
der Schweiz weisen darauf hin,
dass schon die elektronischen
Mediender staatlichkonzessio-
nierten SRG von einer Abgabe
lebten. Und ein – ziemlich um-
fangreiches –Unterstützungspa-
ket für die Branche sei von den
Stimmberechtigten 2022 abge-
lehnt worden.

SP-Nationalrätin Jacqueline
Badran hält die Lage jedoch für
ernst. «Der Journalismus ist ein
essenziellerBestandteil derDe-
mokratie –under ist gefährdet»,
sagt sie. Badran regt einen Me-
diengutschein an: 250 Franken
pro Jahr, für jeden Haushalt.
Den Bund würde das rund eine
Milliardekosten.DerGutschein
könnte für Medien verwendet
werden, die etwas zur politi-
schen Diskussion im Land bei-
tragen. Unterhaltungstitel wä-
ren ausgeschlossen.

Dafür bräuchte es ein Gre-
mium, das über die Zuteilung
entscheidet.Daskönntekompli-
ziert werden. Klar aber scheint:
Mit jeder neuen Sparrunde bei
den Redaktionen wird die Dis-
kussion über die staatliche Me-
dienförderung an Intensität ge-
winnen.

In manchen Klassenchats ist Hitler ein Star
Die Zahl der antisemitischenVorfälle steigt auch in Schulen. Lehrpersonen suchen vermehrt Rat.

Kari Kälin

Der Tatort ist die Umkleideka-
bine.EinOberstufenschüler be-
sprayt einen jüdischenMitschü-
lermitDeodorantundsagt:«Ich
werdedichvergasenwie alle Ju-
den.» Das Beispiel stammt aus
demJahresberichtder«Cicad»,
der Westschweizer Koordina-
tionsstelle gegen Antisemitis-
mus und Diskriminierung. Sie
hat im letzten Jahr in der Ro-
mandie944antisemitischeVor-
fälle registriert, fast 70 Prozent
mehr als im Vorjahr. Nach der
TerrorattackederHamasgegen
Israel vom 7. Oktober und dem
darauffolgendenKrieg imGaza-
Streifen ist deren Zahl explo-
diert, auf mehr als 150 pro Mo-
nat. Das Spektrum reicht von
antisemitischen Äusserungen
imInternet bis hin zugravieren-

den Vorfällen wie der Deoatta-
ckeoder eingeschlagenenFens-
terscheiben bei Synagogen.

Ein Fazit des «Cicad»-Be-
richts sticht besonders insAuge:
Stark verbreitet ist Antisemitis-
mus demnach an den Schulen.
Auf einigen Pausenplätzen sei
«Jude» zu einem Schimpfwort
geworden, Memes von Hitler
und dem Dritten Reich seien
populär in Whatsapp-Klassen-
chats. Memes sind mit Texten
verseheneBilder.DassderChef
eines beispiellosenVerbrecher-
regimes in Schülerchats und in
sozialen Medien als Star gefei-
ert wird, verstört. Leisten die
Schulen zu wenig Aufklärungs-
arbeit?

MarianneHelfer ist die Lei-
terin der Fachstelle Rassismus-
bekämpfung des Bundes.
Gegenüber der SRF-Sendung

«10vor10» kritisierte sie, die
Kantone schenktendemThema
AntisemitismusundRassismus
anSchulen zuwenigBeachtung.
In einerBefragunghättenLehr-
personenmoniert, in ihrerAus-
bildung nicht genügend auf die
Thematik vorbereitet zu wer-
den.

Der Schweizerische Israeli-
tischeGemeindebund (SIG)be-
tontderweil denPräventionsas-
pekt. Generalsekretär Jonathan
Kreutner verweist auf das be-
reits 2002 lancierteProjekt«Li-
krat», das aufwachsendes Inte-
resse stösst. Im letzten Jahr etwa
besuchten über 170 Mal jüdi-
sche Jugendliche Schulklassen
in derDeutschschweiz, um ihre
Religion vorzustellen und Vor-
urteile abzubauen. Sie erreich-
ten damit mehr als 1500 Schü-
lerinnen und Schüler.

ZuHitlerbildern inKlassenchats
und dergleichen sagt Kreutner:
«Meistens steckt keinegefestig-
te Ideologie dahinter, sondern
historisches Unwissen und der
ReizderProvokation.»Dasbes-
te Mittel dagegen sei nicht eine
Bestrafung, sondernGespräche
undAufklärungüberdenNatio-
nalsozialismus und den Holo-
caust.

Provokation,Unwissenoder
ein ideologischerUnterbau?
Der aufkeimende Antisemitis-
mus unter Schülern beschäftigt
zunehmend auch das Personal
anderpädagogischenFront. Pe-
terGautschi istProfessor fürGe-
schichtsdidaktik anderPädago-
gischenHochschuleLuzernund
Mitherausgeber des 2022 er-
schienenen Buches «Antisemi-
tismen – Sondierungen im Bil-

dungsbereich». Vor dem 7. Ok-
tober 2023 suchten bei ihm pro
Jahr vielleicht zwei Lehrperso-
nen Rat imUmgangmit antise-
mitischenVorfällenanSchulen.
Seither sind es eine bis zwei pro
Woche. Die Lehrer berichten
von Pausenplatzbeschimpfun-
gen bis hin zu Aussagen wie
«Hitler ist mein Idol». Wie viel
davon Provokation, Unwissen
oder einem ideologischen
Unterbau geschuldet ist, sei
schwierig abzuschätzen, so
Gautschi.

Der Geschichtsdidaktiker
hat für Lehrpersonen ein
10-Punkte-Programm für den
Umgang mit Antisemitismen
und Diskriminierung entwi-
ckelt. Ein Beispiel: Lehrperso-
nenmüssendieantisemitischen
Äusserungenklarbenennenund
unmissverständlichPositionbe-

ziehen. Wichtig sei auch, Moti-
vehinterdendiskriminierenden
Äusserungenzuergründen.Die
Wissensvermittlung folgt erst
am Schluss. Gautschi hat seine
Empfehlungen selber in unter-
schiedlichenSituationenerfolg-
reich angewendet.

Gautschi wirft den Schulen
nicht vor, das ThemaAntisemi-
tismus zu vernachlässigen. Er
beobachtet, dass sich Lehrper-
sonen dem Phänomen stellen
undes auchbehandeln.Es gebe
abergrosseUnterschiede.Nicht
allen Lehrpersonen gelinge es
gleich gut, ein Klima zu schaf-
fen, in dem engagierte Gesprä-
che über schwierige Themen
möglich seien. Gautschi sagt
aber auch:«DieSchule ist keine
Reparaturwerkstatt,dieallePro-
bleme der Gesellschaft lösen
kann.»

Der Bund soll die Frühzustellung der Tageszeitungen künftig finanziell unterstützen. Das Bild zeigt
eine Zeitungsverträgerin in Biel. Bild: Christian Beutler/Keystone


